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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Verpflichtung nach Artikel 83 Abs. 1 des Zusatz- 
protokolls I zu den Genfer Abkommen von 1949, 
die Abkommen des Humanitären Völkerrechts 
„so weit wie möglich zu verbreiten, insbesondere 
ihr Studium in die militärischen Ausbildungspro- 
gramme aufzunehmen und die Zivilbevölkerung 
zu ihrem Studium anzuregen", in der Bundes- 
republik Deutschland in allen staatlichen Berei- 
chen und auf allen staatlichen Ebenen hinrei- 
chend erfüllt wird? 

Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 14. April 1997 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Verpflichtung, die 
Regeln des Humanitären Völkerrechts zu verbreiten, insbesondere ihr 
Studium in die militärischen Ausbildungsprogramme aufzunehmen und 
die Zivilbevölkerung zu ihrem Studium anzuregen, erfüllt wird. 

Die militärische Ausbildung ist seit Aufstellung der Bundeswehr an den 
Erfordernissen des Humanitären Völkerrechts ausgerichtet^ Die Vermitt- 
lung von Kenntnissen im Humanitären Völkerrecht ist fester Bestandteil 
der Aus- und Weiterbildung der Soldaten aller Dienstgrade. Für Offiziere 
und Unteroffiziere gehört sie zum Kernbereich. 

Der Schwerpunkt der völkerrechtlichen Ausbildung der Soldaten der 
Bundeswehr liegt auf einer praxisbezogenen Darstellung. Der Soldat wird 
anhand von konkreten Beispielen an die Auseinandersetzung mit völker- 
rechtlichen Fragestellungen herangeführt. Der völkerrechtliche Unter- 
richt dient nicht allein der Wissensvermittlung, sondern vor allem dem 
Ziel, ein Bewußtsein für Recht und Unrecht auch im Einsatz, in Krise und 
Krieg zu entwickeln und das individuelle soldatische Verhalten in jeder 
Situation an den Erfordernissen des Humanitären Völkerrechts auszurich- 
ten. 

Die Ausbildungs- und Einsatzunterlagen, die in Form von Dienstvorschrif- 
ten und Ausbildungshilfen zur Verfügung gestellt werden, berücksichti- 
gen das Humanitäre Völkerrecht und setzen es in diesem Zusammenhang 
um. Auch und gerade in der taktischen Ausbildung hat es durch Aufberei- 
tung entsprechender Musterlagen seinen festen Platz. Das Konzept „Ein- 
heit von Taktik und Recht", das am Zentrum Innere Führung entwickelt 
wurde, soll den taktischen Führer dazu befähigen, Entscheidungen in 
Krise und Krieg im Einklang mit den Normen des Humanitären Völker- 
rechts zu treffen. Das Zentrum Innere Führung bietet Seminare zur spe- 
ziellen Weiterbildung im Humanitären Völkerrecht an. 

Humanitäres Völkerrecht ist Bestandteil von Verwendungslehrgängen 
am VN- Ausbildungszentrum der Bundeswehr. Soldaten, die für beson- 
dere Auslandsverwendungen im Rahmen eines VN-Einsatzes vorgesehen 
sind, erhalten im Zusammenhang mit ihrer speziellen Ausbildung für 
diese Verwendung auch gezielt Unterricht im Humanitären Völkerrecht. 

Die Rechtsberater, Rechtslehrer und Rechtsdozenten der Bundeswehr, die 
das Humanitäre Völkerrecht lehren, nehmen am wissenschaftlichen 
Gedankenaustausch über das Humanitäre Völkerrecht im internationalen 
Rahmen teil. 


1. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


1 
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Die Dienstvorschriften der Bundeswehr sind ebenfalls unter dem 
Gesichtspunkt der Einhaltung des Humanitären Völkerrechts geprüft und 
enthalten, soweit die Darstellung und der Zusammenhang es erfordern, 
völkerrechtliche Aussagen. 

Zur Ausbildung der Soldaten im Humanitären Völkerrecht stehen fol- 
gende Dienstvorschriften und Ausbildungshilfen zur Verfügung: 

- ZDv 15/1 Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten Konflikten 

- Grundsätze - 

- Taschenkarte Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten Konflikten 

- Grundsätze - 

- ZDv 15/2 Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten Konflikten 

- Handbuch ~ 

- ZDv 15/3 Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten Konflikten 

- T extsammlung - 

- Unterrichtsmappe des Zentrums Innere Führung „Wehrrecht, Solda- 
tische Ordnung, Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten Konflikten" 
vom Februar 1994 

Ausbildungsebene 1: alle Grundwehrdienstleistenden; Ausbildung 
durch die Kompaniechefs/Zugführer 

Ausbildungsthemen (8 a - 8 d) : 

- Einführung in das Humanitäre Völkerrecht in bewaffneten Konflik- 
ten 

- Recht der Kriegsgefangenen 

- Schutz der Verwundeten, Kranken und Schiffsbrüchigen 

- Schutz der Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten 

- Unterrichtsmappe des Zentrums Innere Führung „Wehrrecht, Solda- 
tische Ordnung, Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten Konflikten" 

Ausbildungsebene 2: Unteroffiziere/Unteroffiziersanwärter; Ausbil- 
dung durch Kompaniechefs 

Thema: „Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten Konflikten - Fall- 
beispiele für die Ausbildung zum Unteroffizier" 

- gemäß Auftrag Fü S 1 4 - Az 33-08-01 vom 3. September 1991 inzwi- 
schen überarbeitet bzw. neu erstellt, z. Z. in Druckvorbereitung 

- Faltblatt „Grundsätze des Humanitären Völkerrechts" (Lehrunterlage 
des Zentrums Innere Führung, 4. April 1992). 

Für den Geschäftsbereich des Bundesministerium des Innern wird auf die 
ausführliche Antwort der Bundesregierung zu Ihren schriftlichen Fra- 
gen 2 bis 5 in Drucksache 13/6197 verwiesen. Die Bundesregierung hält 
den Umfang der dort geschilderten Verbreitungsarbeit - auch qualitativ - 
für ausreichend. 


2. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Wie beurteilt sie in diesem Zusammenhang die 
Verbreitung des Humanitären Völkerrechts in 
der Zivilbevölkerung, besonders an den Schulen 
und in der juristischen Ausbildung? 
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Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 14. April 1997 


Die Bundesregierung hält den Umfang der Verbreitung des Humanitären 
Völkerrechts - auch qualitativ - für ausreichend. Die Verbreitung des 
Humanitären Völkerrechts an Schulen und in der juristischen Ausbildung 
wird von den Ländern im Rahmen ihrer Zuständigkeit angemessen wahr- 
genommen. 


3. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Welche Anteile an der obligatorischen Aus- und 
Fortbildung von Unteroffizieren und Offizieren 
und von Wehrpflichtigen hat der Unterricht über 
das Humanitäre Völkerrecht? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 14. April 1997 


Das Soldatengesetz schreibt vor, daß die Soldaten der Bundeswehr über 
ihre völkerrechtlichen Pflichten und Rechte im Frieden und im Krieg zu 
unterrichten sind (§ 33 Abs. 2 des Soldatengesetzes). Diese Unterrichtung 
findet sowohl in der allgemeinen Grundausbildung als auch in allen Lauf- 
bahnlehrgängen der Offiziers- und Unteroffiziersausbildung wie auch vor 
Einsätzen, wie IFOR und SFOR, statt. Zur speziellen Weiterbildung treten 
die Streitkräfte am Zentrum Innere Führung den Lehrgang Humanitäres 
Völkerrecht und militärische Operationsführung an. Der Lehrgang dient 
dazu, die Kenntnisse im „Humanitären Völkerrecht in bewaffneten Kon- 
flikten" zu erweitern und zu vertiefen sowie den Stellenwert dieses 
Rechtsgebietes für die allgemeine militärische Ausbildung, Operations- 
führung und Taktik zu verdeutlichen. Der Lehrgang hat eine Dauer von 
vier Tagen und kann beliebig oft wiederholt werden. 


4. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung, die Erfüllung des 
Verbreitungsauftrages aufgrund von Artikel 19 
des Übereinkommens über die Sicherheit von 
Personal der Vereinten Nationen und beigeord- 
netem Personal (sog. VN- Sicherheitskonvention) 
kritisch zu überprüfen und evtl, zu verbessern? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 14. April 1997 


Die Bundesrepublik Deutschland hat das Übereinkommen über die 
Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Per- 
sonal (sog. VN-Sicherheitskonvention), das völkerrechtlich noch nicht in 
Kraft ist, am 1. Februar 1995 gezeichnet. Nachdem der Deutsche Bundes- 
tag dem Übereinkommen mit Gesetz vom 5. Februar 1997 zugestimmt hat, 
wurde das Verfahren zur Hinterlegung der Ratifikationsurkunde einge- 
leitet. 

Das Studium der einschlägigen Bestimmungen des Humanitären Völker- 
rechts im Sinne von Artikel 19 des Übereinkommens ist bereits jetzt fester 
Bestandteil der Aus- und Weiterbildung aller Soldaten der Bundeswehr. 
Insoweit wird auf die Antworten zu Frage 1 und 3 verwiesen. 


3 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordnete 

EUsabeth 

Altmann 

(Pommelsbninn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sind nach Auffassung der Bundesregierung Spe- 
zialeinheiten des Bundesgrenzschutzes, wie z. B. 
die GSG 9, speziell auf eine Evakurierungsaktion, 
vergleichbar der kürzlich von SFOR-Bundes- 
wehreinheiten in Albanien durchgeführten, von 
ihrem Ausbildungsstand und Ausbildungspro- 
gramm her vorbereitet, und liegen der Bundes- 
regierung Informationen darüber vor, daß die ita- 
lienische Regierung einem Einsatz von Bundes- 
grenzschutzeinheiten von ihrem Staatsgebiet 
aus, insbesondere hinsichtlich einer logistischen 
Unterstützung, grundsätzlich positiv bis aktiv 
unterstützend gegenübersteht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 10. April 1997 

Für einen vergleichbaren Einsatz, wie ihn kürzlich SFOR-Einheiten in 
Albanien durchgeführt haben, wären weder die GSG 9 noch andere Spe- 
zialeinheiten des Bundesgrenzschutzes in Betracht gekommen. 

Über die Auffassung der italienischen Regierung zum Einsatz von Bundes- 
grenzschutzeinheiten von ihrem Staatsgebiet aus liegen der Bundesregie- 
rung keine Informationen vor. 


6. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) . 


Wie viele anerkannte Asylanten leben in 
Deutschland und wie viele Asylanten leben in 
Deutschland, die zwar nicht anerkannt sind, aber 
aus humanitären, rechtlichen und sonstigen 
Gründen nicht ausreisen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 8. April 1997 


Das Ausländerzentralregister (AZR.) weist für Ende 1996 169972 Asyl- 
berechtigte und im Ausland anerkannte Flüchtlinge aus, die vom Bundes- 
amt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge oder von einer ver- 
waltungsgerichtlichen Instanz als Asylberechtigte nach Artikel 16 a des 
Grundgesetzes anerkannt worden oder im Ausland als Flüchtling aner- 
kannt worden sind. Darüber hinaus waren zu diesem Zeitpunkt im AZR 
351 083 Ausländer erfaßt, die sich in der Bundesrepublik Deutschland auf 
Artikel 16 a des Grundgesetzes berufen oder wegen politischer Verfol- 
gung Abschiebeschutz nach § 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes begehren 
und deren Verfahren beim Bundesamt für die Anerkennung ausländi- 
scher Flüchtlinge oder einem Verwaltungsgericht noch nicht bestands- 
oder rechtskräftig abgeschlossen waren. 

Weitere 150982 Ausländer, deren Asylantrag bestands- oder rechtskräftig 
entschieden worden ist, haben aus humanitären, rechtlichen oder sonsti- 
gen Gründen eine Aufenthaltsbefugnis oder Duldung. 


4 
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7. 


Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 


(SPD) 


Trifft es zu, daß bei der Berliner Außenstelle des 
Instituts für angewandte Geodäsie (IfAG) für das 
Ausbildungsjahr 1997 keine Auszubildenden für 
den Beruf des Kartographen eingestellt werden 
sollen, und glaubt die Bundesregierung mit die- 
sem Einstellungsstopp ihrer Verantwortung zur 
Schaffung von Ausbildungsplätzen gerecht zu 
werden? 


8. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der geplante Einstellungsstopp beim IfAG-Berlin 
im Widerspruch zu dem Erlaß des Bundesministe- 
riums des Innern vom 3. Juli 1996 (Z2-001231/ 
17 b) steht, der festlegt, daß 1997 ebenso viele 
Auszubildende einzustellen sind wie im Jahr 
1996, und wie beurteilt die Bundesregierung die 
Begründungen für den Einstellungsstopp in 
Anbetracht der Tatsache, daß 1997 und später 
eingestellte Auszubildende nach einer noch nicht 
terminierten Auflösung der Außenstelle Berlin 
des IfAG notfalls ihre Ausbildung in der Frankfur- 
ter Dienststelle beenden könnten und daß das 
IfAG im Raum Berlin/Brandenburg als einzige 
Institution in der Lage ist, eme vollwertige Ausbil- 
dung zum Kartographen zu garantieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 14. April 1997 


Bei der Berliner Außenstelle des Instituts für Angewandte Geodäsie (IfAG) 
sind für das Ausbildungsjahr 1997 wegen laufender Untersuchungen über 
die Umstrukturierung der IfAG noch keine Auszubildenden für den Beruf 
des Kartographen eingestellt worden. Es ist allerdings beabsichtigt, bis zu 
vier Ausbildungsplätze für diesen Beruf demnächst mit der Maßgabe 
anzubieten, daß die Ausbildung für den Fall einer Auflösung der Außen- 
stelle des IfAG in Berlin notfalls im IfAG in Frankfurt beendet werden muß. 


9. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(F.D.P.) 


Welchen Inhalt hat der nationale Kriminalitäts- 
bekämpfungsplan, der aus dem Sicherheitspro- 
gramm von Bund und Ländern von 1993 entwik- 
kelt worden ist, insbesondere welche konkreten 
Maßnahmen sieht er zur Verbesserung der tat- 
sächlichen Arbeit der zuständigen Behörden vor? 


10. Abgeordnete Wann ist er beschlossen worden? 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(F.D.P.) 


5 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 17. April 1997 


Die Bundesregierung hat in Erfüllung der Koahtionsvereinbarung für die 
13. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages ein Bündel von Maß- 
nahmen, insbesondere im gesetzgeberischen Bereich auf den Weg 
gebracht. Sie hat sich hierbei an den für den nationalen Kriminalitäts- 
bekämpfungsplan in der Koalitionsvereinbarung vorgegebenen Krimina- 
litätsbereichen orientiert. 

Nachdem für den Bereich der Alltags- und Massenkriminalität das Gesetz 
zur Änderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung und ande- 
rer Gesetze, Verbrechensbekämpfungsgesetz (VBG), das auf einen in der 
12. Legislaturperiode vorgelegten Gesetzentwurf der Regierungskoahtion 
zurückgeht, in der 13. Legislaturperiode in Kraft getreten ist, hat die 
Regierungskoalition einen Gesetzentwurf vorgelegt, durch den eine 
gesetzliche Regelung für die sog. Hauptverhandlungshaft geschaffen 
werden soll. Nach dieser Regelung können auf frischer Tat ertappte Straf- 
täter bis zu einer Woche in Haft genommen werden, wenn die unverzüg- 
liche Entscheidung im beschleunigten Verfahren wahrscheinlich ist und 
anzunehmen ist, daß sie einer Hauptverhandlung fernbleiben werden. 
Daneben konnten Erfolge im präventiven Bereich erzielt werden, zu nen- 
nen sind beispielhaft der Rückgang der Kfz-Diebstahlszahlen aufgrund 
der Einführung der elektronischen Wegfahrsperre sowie die Eindämmung 
des Mißbrauchs im Kreditkartenwesen. 

Darüber hinaus erfolgte im Rahmen des Verbrechensbekämpfungsgeset- 
zes die Einführung der Kronzeugenregelung bei organisiert begangenen 
Straftaten, die Ausweitung der Anwendung des Geldwäschetatbestandes 
und die Eröffnung der Möglichkeit zur Verhängung von Vermögens- 
strafen zur Eindämmung von Schutzgelderpressungen. Dem Ziel der 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität gelten auch die Bemühungen 
der Bundesregierung, Europol auf den Weg zu bringen; der Entwurf des 
Vertragsgesetzes zur Ratifizierung des Europol-Übereinkommens befin- 
det sich im Gesetzgebungsverfahren. Außerdem einigte sich die Regie- 
rungskoalition in der wichtigen Frage der Festlegung von Eckpunkten zur 
„ Wohnraumüberwachung zur Beweismittelgewinnung'' . 

Der Deutsche Bundestag berät zur Zeit den Entwurf der Bundesregierung 
für ein Gesetz zum Bekämpfung der Korruption, in dem dienstrechliche 
und strafrechthche Maßnahmen vorgeschlagen werden. Der Entwurf sieht 
u. a. eine Beschränkung des Nebentätigkeitsrechts, Strafverschärfung bei 
den Bestechungsdelikten und die Einfügung eines neuen Abschnitts 
„Straftaten gegen den Wettbewerb" in das Strafgesetzbuch vor. Zur 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität hat die Bundesregierung 
einen Gesetzentwurf zur Verbesserung der Geldwäschebekämpfung vor- 
gelegt, dessen Schwerpunkt die Erweiterung des Vortatenkatalogs des 
Geldwäschetatbestandes sowie die Verbesserung des strafprozessualen 
Ermittlungsinstrumentariums ist. 

Zur Bekämpfung des politischen Extremismus in der Bundesrepublik 
Deutschland hat die Bundesregierung im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
gegen zahlreiche Vereinigungen des rechtsextremistischen bzw. auslän- 
derextremistischen Spektrums Vereins- bzw. Betätigungsverbote nach 
Maßgabe des Gesetzes zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts 
(Vereinsgesetz) erlassen. Dies betraf u. a. die „Arbeiterpartei Kurdistans" 
(PKK) einschließlich zahlreicher Teil- und Nebenorganisationen sowie die 
rechtsextremistische/neonazistische „Wiking Jugend e.V." und die „Frei- 
heitliche Deutsche Arbeiterpartei" . 
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Von erheblicher Bedeutung im Rahmen der Kriminalitätsbekämpfung 
sind auch das am 1. November 1994 in Kraft getretene Gesetz über den 
Bundesgrenzschutz sowie der am 20. März 1997 vom Deutschen Bundes- 
tag in 2. und 3. Lesung beschlossene Entwurf eines Bundeskriminalamt- 
gesetzes. Ferner ist auf das vom Deutschen Bundestag am 14. November 
1996 beschlossene Gesetz zur Änderung straf-, ausländer- und asylverfah- 
rensrechtlicher Vorschriften hinzuweisen, durch das u. a. die Vorschriften 
über die zwingende Ausweisung von straffällig gewordenen Ausländern 
erweitert und die Durchsetzung aufenthaltsbeendender Maßnahmen in 
der Praxis verbessert werden sollen; damit soll insbesondere Ausschrei- 
tungen gewalttätiger Ausländer zukünftig ausländerrechtlich besser 
begegnet werden können. Das Gesetz befindet sich derzeit im Vermitt- 
lungsverfahren. Darüber hinaus wurde durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches, der Straf- 
prozeßordnung und des Versammlungsgesetzes die Kronzeugenregelung 
auch für terroristische Straftaten eingeführt. Mit dem durch die Bundes- 
regierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Bekämpfung von Sexual- 
delikten und anderen gefährlichen Straftaten soll auch der Schutz von 
Kindern vor sexuellem Mißbrauch verbessert und dem Rückfall von Sexu- 
alstraftätern vorgebeugt werden. Im Rahmen des Opfer- und Zeugen- 
schutzes haben die Koalitionsfraktionen den Gesetzentwurf zum Schutz 
von Zeugen bei Vernehmungen im Strafverfahren, das sog. Zeugen- 
schutzgesetz, vorgelegt. Der Gesetzentwurf sieht die Aufzeichnung einer 
Zeugenvernehmung auf Bild-Ton-Träger, die Video-Vernehmung, bei 
der sich der Zeuge in einem anderen Raum aufhält, sowie die Bestellung 
eines Zeugenbeistandes auf Staatskosten vor. 

Der eingebrachte Entwurf eines 6. Strafrechtsreformgesetzes hat das Ziel, 
die Strafrahmen einzelner Vorschriften zu harmonisieren, insbesondere 
im Hinblick auf eine Abwägung zwischen den höchstpersönlichen und 
den materiellen Rechtsgütern. 


11. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Scheer 

(SPD) 


Wie viele Beamte der B- Stufe haben nach Beendi- 
gung des Beamtenverhältnisses innerhalb der 
Zeiträume, die § 69 a des Bundesbeamtengeset- 
zes (BBG) vorschreibt, eine Beschäftigung oder 
Erwerbstätigkeit der letzten obersten Dienstbe- 
hörde angezeigt, die mit der dienstlichen Tätig- 
keit in den letzten fünf Jahren vor Beendigung 
des Beamtenverhältnisses in Zusammenhang 
steht? 


12. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Scheer 

(SPD) 


ln wie vielen Fällen wurde eine solche Beschäfti- 
gung oder Erwerb Stätigkeit von der obersten 
Dienstbehörde mit Berufung auf § 69 a Abs. 2 BBG 
untersagt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Eckart Werthebach 
vom 8. April 1997 

Der Vollzug des § 69 a des Bundesbeamtengesetzes obliegt den zuständi- 
gen letzten obersten Dienstbehörden der Ruhestandsbeamten oder frühe- 
ren Beamten mit Versorgungsbezügen. Die erbetenen Angaben werden 
weder bei diesen Behörden noch zentral bei der Bundesregierung stati- 
stisch erfaßt. Soweit die Daten ohne unverhältnismäßigen Verwaltungs- 
aufwand festgestellt werden konnten, haben die obersten Dienstbehörden 
folgendes übermittelt: 
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- 61 Beamte der Bundesbesoldungsordnung B haben seit Inkrafttreten 
des § 69 a Bundesbeamtengesetz im Jahre 1985 eine entsprechende 
Anzeige erstattet. 

” In vier Fällen wurden den Beamten die Tätigkeit nach § 69 a Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes untersagt. 


13. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Scheer 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung in Fällen, in 
denen ein höherer Beamter unmittelbar nach 
Ende seiner Diensttätigkeit in die Rolle eines 
Repräsentanten eines Interessenverbandes 
wechselte, die mit seiner letzten dienstlichen Tä- 
tigkeit in unmittelbarem Zusammenhang steht, 
dies nicht untersagt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Eckart Werthebach 
vom 8, April 1997 


Nach § 69 a Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes ist eine Beschäftigung 
oder Erwerbstätigkeit, die mit der dienstlichen Tätigkeit des Beamten in 
den letzten fünf Jahren vor Beendigung des Beamtenverhältnisses in 
Zusammenhang steht, nur zu untersagen, wenn zu besorgen ist, daß durch 
sie dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. Die Entscheidung richtet 
sich damit nach den konkreten Umständen des Einzelfalles. Zu Sachver- 
halten, die nicht konkretisiert sind, ist eine Stellungnahme nicht möglich. 


14. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Scheer 

(SPD) 


Findet die Regelung von § 69 a BBG auch auf Par- 
lamentarische Staatssekretäre Anwendung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Eckart Werthebach 
vom 8. April 1997 


Nein, § 69 a des Bundesbeamtengesetzes findet ausschließlich Anwen- 
dung auf Bundesbeamte. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


15. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß durch den vom Bundesministe- 
rium der Finanzen vorgelegten Entwurf eines 
Steuerreformgesetzes 1999 (Umsetzung der „Pe- 
tersberger Steuervorschläge" vom 22. Januar 
1997) ein verheirateter Chemiefacharbeiter mit 
zwei Kindern, einem Bruttolohn in Höhe von 
55000 DM im Jahr plus Schichtzuschlägen in 
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Höhe von 9000 DM im Jahr sowie einer Ent- 
fernung zum Arbeitsplatz von 30 km, die an 
220 Tagen im Jahr zurückgelegt wird, unter 
Berücksichtigung der Lohnsteuer, des Solidari- 
tätszuschlags, der Sozialversicherungsbeiträge 
und der Kirchensteuer insgesamt um 2 693,54 DM 
im Jahr mehr belastet wird, und wie hoch fallen 
die Mehrbelastungen der genannten einzelnen 
Komponenten aus? 


16. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Wie hoch fällt die jährliche Mehrbealstung insge- 
samt und in den einzelnen Komponenten aus, 
wenn der Reformtarif 1999 nicht mit dem gelten- 
den Steuerrecht 1997, sondern im Hinblick auf 
die bereits beschlossene Anhebung des Grund- 
freibetrags für 1999 mit dem geltenden Steuer- 
recht 1999 verglichen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 14. April 1997 


Die bisherige Freistellung der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit von der Steuer- und Sozialabgabenpflicht bedeutet eine 
erhebliche Privilegierung gegenüber den Arbeitnehmern, die keine 
Steuer- und sozialabgabenfreien Zuschläge erhalten und auf ihren Ver- 
dienst in voller Höhe Lohnsteuer und Sozialabgaben abzuführen haben. 
Die nicht begünstigten Arbeitnehmer, die in vielen Fällen ihre Arbeit auch 
zu ungünstigen Zeiten und unter erschwerten Bedingungen, aber ohne 
abgabenfreie Zuschläge zu verrichten haben, müssen letztlich die durch 
die Freistellung eintretenden Ausfälle an Steuern und Sozialabgaben tra- 
gen. 

Im vorbezeichneten Fall ist im Jahre 1997 das Nettoeinkommen ^ um 
4 581,72 DM höher als bei einem Arbeitnehmer mit gleichem Einkommen 
von 64 000 DM (ohne abgabenfreie Zuschläge) , 

Die Einführung eines neuen Einkommensteuertarifs in Verbindung mit 
der Absenkung des Solidarirtätszuschlags von 7,5 v. H. auf 5,5 v. H., die 
Aufhebung der Steuerfreiheit der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit sowie die Umwandlung der Kilometer- in eine allgemeine 
Entfernungspauschale führen zu einer Steuermehrbelastung von insge- 
samt 808,04 DM im Vergleich zum geltenden Steuerrecht 1997 bzw. 
1 367,58 DM gegenüber dem Steuerrecht 1999. 

Der Arbeitnehmeranteil an den Sozialabgaben steigt um 1 885,50 DM. Die 
zusätzlichen Sozialabgaben führen aber auch zu entsprechend höheren 
Rentenansprüchen der Arbeitnehmer. Der bisherige Zustand, daß die 
angesprochenen steuerfreien Zuschläge nicht der Sozialversicherungs- 
pflicht unterliegen und damit auch kein Anspruch auf entsprechende Lei- 
stungen aus der Renten und Arbeitslosenversicherung besteht, ist sozial- 
politisch fragwürdig und auf Dauer nicht vertretbar. Die von der SPD ver- 
langte Beibehaltung der Freistellung von Schichtzu^chlägen steht somit 
auch im Widerspruch zu der SPD-Forderung nach Sozialabgabenpflicht 
für geringfügig Beschäftigte. 
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Im einzelnen ergeben sich im Jahre 1999 durch die Steuerreform folgende 
Mehrbelastungen : 



gegenüber 
geltendem 
Steuerrecht 1997 

gegenüber 
geltendem 
Steuerrecht 1999 

bei der Lohnsteuer 

+ 704,00 DM 

+ 1 218,00 DM 

bei der Kirchensteuer 

+ 104,04 DM 

-H 149,58 DM 

bei den Steuern insgesamt 

+ 808,04 DM 

+ 1 367,58 DM 

bei den Sozialabgaben 

+ 1 885,50 DM 

+ 1 885,50 DM 

Insgesamt 

+ 2 693,54 DM 

-H 3 253,08 DM 


Geht man im vorliegenden Fall davon aus, daß die 30 km Wegstrecke zur 
Arbeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln statt mit dem Auto zurückgelegt 
werden, so ergibt sich ein günstigeres Ergebnis: Die Steuermehrbelastung 
beträgt dann 36,84 DM (gegenüber Steuerrecht 1997) bzw. 594,74 DM 
(gegenüber Steuerrecht 1999). Mit Einbeziehung der erhöhten Sozial- 
abgaben errechnet sich eine Mehrbelastung von 1922,34 DM (im Ver- 
gleich zum Steuerrecht 1997) bzw. 2480,24 DM (im Vergleich zum Steuer- 
recht 1999). 

Ein Arbeitnehmer mit 64 000 DM Brutto] ahresverdienst ohne abgaben- 
freie Schichtzuschläge wird bei ansonsten gleichen Voraussetzungen wie 
in der Fragestellung angegeben um 1 888,18 DM (gegenüber Steuerrecht 
1997) bzw. 1272,32 DM (gegenüber Steuerrecht 1999) entlastet. 

Die Steuerbeträge sind nach den für die Jahre 1997 und 1999 anzuwen- 
denden allgemeinen Lohnsteuertabellen unter Berücksichtigung der sich 
im Beispielsfall ergebenden Kilometer- bzw. Entfernungspauschale ermit- 
telt worden. 


17. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über Umweltbelastungen im US-Depot Nahbol- 
lenbach (Landkreis Birkenfeld) laut einem der 
Bundesverwaltung in Trier vorliegenden Gutach- 
ten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 10. April 1997 


Eine Altlastenuntersuchung nach dem im Land Rheinland-Pfalz üblichen 
Verfahren zur Erfassung von Verdachtsflächen und Erforschung von 
Gefahren auf Konversionsliegenschaften ist für das Depot Nahbollenbach 
bereits eingeleitet. 

Das mit den Ermittlungen beauftragte Ingenieurbüro wird die Unter- 
suchungen vorrangig durchführen. Es wird hierbei auch die Ergebnisse 
der angesprochenen internen Umweltstudie der US -Streitkräfte verwer- 
ten, die diese für das Depot erstellt und nur in Auszügen den zuständigen 
Landesbehörden zur Kenntnis gegeben haben. 
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18. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Stellt die Bundesregierung konkrete Überlegun- 
gen zur Änderung der Verfahrensweise bei der 
Auszahlung bzw. lohnsteuerlichen Verrechnung 
des Kindergeldes an, und wie sehen diese Über- 
legungen ggf. aus? 


19. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung aus heutiger Sicht die 
vom ehemaligen Parlamentarischen Staatssekre- 
tär Dr. Kurt Faltlhauser getroffene Einschätzung, 
wonach die Mehrbelastung der Arbeitgeber 
durch das 1996 eingeführte Auszahlungsverfah- 
ren beim Kindergeld maßvoll und vertretbar sei, 
unter zusätzlicher Berücksichtigung des Urteils 
des Finanzgerichts Rheinland- Pfalz vom 31. Juli 
. 1996 (1 K 1686/96), wonach die geltende Rege- 
lung verfassungsgemäß sei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 10. April 1997 


An der Auszahlungsverpflichtung privater Arbeitgeber für das Kindergeld 
wird nachhaltig Kritik geübt, zuletzt in den Anhörungen zu den Referen- 
tenentwürfen des Steuerreformgesetzes 1998 und 1999. Auch gibt es eine 
entsprechende Prüfbitte des Bayerischen Landtags an die Staatsregierung 
Bayern (Bayerischer Landtag Drucksache 13/6529). Die Bundesregierung 
prüft z. Z., ob die bisherigen praktischen Erfahrungen mit dem Auszah- 
lungsverfahren dafür oder dagegen sprechen, an der Auszahlungsver- 
pflichtung für private Arbeitgeber festzuhalten. Diese Prüfung ist noch 
nicht abgeschlossen. 


20. Abgeordneter 

Gerhard 

Rübenkönig 

(SPD) 


Warum sieht die Bundesregierung in ihrem 
Gesetzentwurf eines Steuerreformgesetzes 1998 
eine Spreizung der Einkommensteuerspitzen- 
sätze von bisher 6 Prozentpunkten auf 13 Prozent- 
punkte nur für ein Jahr vor, und warum wird der 
Spitzensteuersatz nicht in einem Schritt für alle 
Einkünfte gesenkt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 8. April 1997 


Nach den Vorschlägen der Steuerreform-Kommission vom 22. Januar 
1997 soll die Senkung der Einkommen- und Körperschaftsteuersätze in 
zwei Stufen verwirklicht werden. In einem ersten Reformschritt soll durch 
das Steuerreformgesetz 1998 der Einkommensteuerhöchstsatz für 
gewerbliche Einkünfte von 47 v. H. auf 40 v. H. ab dem 1. Januar 1998 ab- 
gesenkt werden. Die dadurch eintretende Tarif Spreizung von 13 Prozent- 
punkten zwischen gewerblichen und nichtgewerblichen Einkünften 
widerspricht zwar grundsätzlich dem System der Einkommensteuer als 
einer Einheitssteuer, die alle Einkunftsarten gleich behandelt. Eine Sprei- 
zung ist aber mit der zusätzlichen Belastung der gewerblichen Einkünfte 
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mit der Gewerbeertragsteuer zu rechtfertigen und in dieser Größenord- 
nung nur für einen kurzen Übergangszeitraum hinnehmbar. Die vorgezo- 
gene Steuersatzsenkung setzt für inländische und ausländische Investo- 
ren ein deutliches Signal für die Absicht der Bundesregierung, die Steuer- 
belastung zurückzuführen, und bietet den Unternehmen damit so früh wie 
möglich Anreize zu verstärkten Investitionen und zur Schaffung neuer 
und sicherer Arbeitsplätze. 

In einem weiteren Reformschritt soll ab dem 1. Januar 1999 der Einkom- 
mensteuerhöchstsatz für gewerbliche Einkünfte von 40 v. H. auf 35 v. H. 
und für nichtgewerbliche Einkünfte von 53 v. H. auf 39 v. H. abgesenkt 
werden. Mit dieser Steuersatzsenkung werden die Steuersätze für alle 
Einkunfts arten weitgehend einander angeglichen. Damit wird dem Prin- 
zip der Einkommensteuer als einer Einheitssteuer Rechnung getragen, 
gleichzeitig aber auch die Belastung der gewerblichen Einkünfte mit der 
Gewerbeertragsteuer berücksichtigt. 

Die Senkung des Spitzensteuersatzes in einem Schritt für alle Einkunfts- 
arten wäre mit der Ausgewogenheit zwischen der Steuersatzsenkung und 
den Maßnahmen zur Verbreiterung der Bemessungsgrundlage nicht zu 
vereinbaren. 


21. Abgeordneter 

Reinhard 

Schultz 

(Everswinkel) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das im Ver- 
einsförderungsgesetz vorgeschriebene Durch- 
laufverfahren bei zweckgebundenen Spenden 
für Auslandsprojekte von Nichtregierungsorga- 
nisationen auf dem Gebiet der Entwicklungs- 
zusammenarbeit, und welchen Änderungsbedarf 
sieht sie ggf.? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 8. April 1997 

Zum Durchlaufspendenverfahren bei Spenden zur Förderung der Ent- 
wicklungshilfe hat die Bundesregierung bereits in der Antwort zu Frage 13 
der Großen Anfrage von Abg<=^ordneten und Fraktion der SPD Steilung 
genommen (Drucksache 12/8248 vom 7. Juli 1994). An der Beurteilung hat 
sich nichts geändert. 

Eine Überarbeitung des Spendenrechts, durch die u. a. das Durchlauf- 
spendenverfahren als Voraussetzung für den Spendenabzug entfallen 
soll, wurde wegen der Steuerreform zurückgestellt. 


22. Abgeordneter 

Reinhard 

Schultz 

(Everswinkel) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß durch den vom Bundesministe- 
rium der Finanzen vorgelegten Entwurf eines 
Steuerreformgesetzes 1999 (Umsetzung der „Pe- 
tersberger Steuervorschläge" vom 22. Januar 
1997) eine ledige Krankenschwester mit einem 
Bruttolohn von 45000 DM im Jahr plus Schicht- 
zuschlägen in Höhe von 4500 DM im Jahr und 
einer Entfernung zum Arbeitsplatz von 20 km, die 
an 220 Tagen im Jahr zurückgelegt wird, unter 
Berücksichtigung der Lohnsteuer, des Solidari- 
tätszuschlags, der Sozialversicherungsbeiträge 
und der Kirchensteuer insgesamt um 801,77 DM 
im Jahr mehr belastet wird, und wie hoch fallen 
die Mehrbelastungen der genannten einzelnen 
Komponenten aus? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 11. April 1997 

Die bisherige Freistellung der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit von der Steuer- und Sozialabgabenpflicht bedeutet eine 
erhebliche Privilegierung gegenüber den Arbeitnehmern, die keine 
Steuer- und sozialabgabenfreien Zuschläge erhalten und auf ihren Ver- 
dienst in voller Höhe Lohnsteuer und Sozialabgaben abzuführen haben. 
Die nicht begünstigten Arbeitnehmer, die in vielen Fällen ihre Arbeit auch 
zu ungünstigen Zeiten und unter erschwerten Bedingungen, aber ohne 
abgabenfreie Zuschläge zu verrichten haben, müssen letztlich die durch 
die Freistellung eintretenden Ausfälle an Steuern und Sozialabgaben mit- 
tragen. 

Im vorbezeichneten Fall ist im Jahre 1997 das Nettoeinkommen um 
2549,28 DM höher als bei einem Arbeitnehmer mit gleichem Einkommen 
von 49500 DM (ohne abgabenfreie Zuschläge). 

Die Einführung eines neuen Einkommensteuertarifs in Verbindung mit 
der Absenkung des Solidaritätszuschlags von 7,5 v. H. auf 5,5 v. H., die 
Aufhebung der Steuerfreiheit der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit sowie die Umwandlung der Kilometer- in eine allgemeine 
Entfernungspauschale führen in dem von Ihnen beschriebenen Fall per 
Saldo zu einer Steuerentlastung von insgesamt 140,98 DM. 

Der Arbeitnehmeranteil an den Sozialabgaben steigt um 942,75 DM. Die 
zusätzlichen Sozial ab gaben führen aber auch zu entsprechend höheren 
Rentenansprüchen der Arbeitnehmer. Der bisherige Zustand, daß die 
angesprochenen steuerfreien Zuschläge nicht der Sozialversicherungs- 
pflicht unterliegen und damit auch kein Anspruch auf entsprechende 
Leistungen aus der Renten- und Arbeitslosenversicherung besteht, ist 
sozialpolitisch fragwürdig und auf Dauer nicht vertretbar. Die von der SPD 
verlangte Beibehaltung der Freistellung von Schichtzuschlägen steht 
somit auch im Widerspruch zu der SPD-Forderung nach Sozialabgaben- 
pflicht für geringfügig Beschäftigte. 

Im einzelnen ergeben sich im Jahre 1999 gegenüber 1997 folgende Ent- 
lastungen (-) bzw. Mehrbelastungen (-1-); 


bei der Lohnsteuer 

+ 

4,00 DM 

beim Solidaritätszuschlag: 

- 

145,34 DM 

bei der Kirchensteuer: 

+ 

0,36 DM 

bei den Steuern insgesamt: 

- 

140,98 DM 

bei den Sozialabgaben: 

+ 

942,75 DM 

insgesamt: 


801,77 DM 


Geht man im vorliegenden Fall davon aus, daß die 20 km Wegstrecke zur 
Arbeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln statt mit dem Auto zurückgelegt 
werden, so ergibt sich ein günstigeres Ergebnis: Die Steuerentlastung 
beträgt dann 525,43 DM. Mit Einbeziehung der erhöhten Sozialabgaben 
errechnet sich eine Mehrbelastung von 417,32 DM. 

Ein Arbeitnehmer mit 49500 DM Bruttojahres verdienst ohne abgaben- 
freie Schichtzuschläge wird bei ansonsten gleichen Voraussetzungen wie 
in der Fragestellung angegeben um 1 747,51 DM entlastet. 

Die Steuerbeträge sind nach den für die Jahre 1997 und 1999 anzuwen- 
denden allgemeinen Lohnsteuertabellen unter Berücksichtigung der sich 
im Beispielsfall ergebenden Kilometer- bzw. Entfernungspauschale ermit- 
telt worden. 
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23. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Auf welcher Rechtsgrundlage und welcher 
Berechnungsgrundlage fordert die Bundes- 
finanzverwaltung, vertreten durch das Bundes- 
vermögensamt, vom Verband der Konsumgenos- 
senschaften (VdK) Nutzungsentgelte für noch 
vom VdK genutzte Liegenschaften, insbesondere 
Warenhausgrundstücke? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 8. April 1997 


Der Bund stützt seine Ansprüche auf die Zahlung von Nutzungsentgelten 
auf eine Vereinbarung, die nach intensiven Verhandlungen zwischen 
dem Bundesministerium der Finanzen und dem VdK am 12. Dezember 
1991 abgeschlossen und durch Schriftwechsel vom 5./9. März 1992 bestä- 
tigt wurde. Hiernach ist für die Nutzung der in treuhänderischer Verwal- 
tung des Bundes stehenden Liegenschaften durch den VdK ein Nutzungs- 
entgelt in Höhe von 4 v. H. des Bodenwerts zu entrichten. 

Ohne diese Vereinbarung müßte der VdK in vielen Fällen eine Nutzungs- 
entschädigung nach den gesetzlichen Regelungen des § 988 BGB leisten. 
Danach würde der VdK für die Nutzung der Liegenschaften ein Nutzungs- 
entgelt in Höhe des ortsüblichen Gewerbemietzinses für Boden und 
Gebäude schulden. 


24. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung dem Eindruck ent- 
gegentreten, sie treibe den Konsumverband bzw. 
die Konsumgenossenschaften in den Konkurs 
und gefährde damit über 500 Arbeitsplätze in mit- 
telständischen Unternehmen Ostdeutschlands, 
indem sie zuläßt, daß die Bundesvermögensämter 
einerseits weder auf etwa 70 seit 1990 gestellte 
Kaufanträge über die genutzten Grundstücke 
noch etliche Anträge auf Investitionsvorrang- 
bescheid reagiert haben und damit umsatzför- 
dernde Investitionen blockieren, diese Bundes- 
vermögensämter aber andererseits durch Mahn- 
bescheide Nutzungsentgelte fordern, die teil- 
weise über dem Zehnfachen der jeweils erziel- 
baren Bruttomieten liegen, auf die teilweise aber 
auch zu einem früheren Zeitpunkt schriftlich 
verzichtet wurde? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 8. April 1997 


Die Vereinbarung von 1991 ist auf Betreiben und in enger Zusammen- 
arbeit mit dem VdK zustande gekommen. Mit ihr sollte unter anderem ein 
Beitrag zum Fortbestand konsumgenossenschaftlicher Strukturen im Bei- 
trittsgebiet geleistet werden. Ungeachtet dessen hat der VdK die Verein- 
barung bereits am 5. August 1992 einseitig für „entfallen" erklärt und 
damit alle Bemühungen des Bundes, das gemeinsam entwickelte Verwer- 
tungs- und Verwaltungskonzept umzusetzen, blockiert. Infolgedessen 
konnte es bisher auch nicht zur Veräußerung von (Warenhaus-) Liegen- 
schaften auf der Grundlage der Vereinbarung von 1991 kommen. Die 
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Gründe für diese Geschäftspolitik des VdK sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat in der Ver- 
gangenheit immer wieder - leider ohne Erfolg - auf die damit für das 
Unternehmen verbundenen finanziellen Risiken hingewiesen. 

Bei den betroffenen Liegenschaften handelt es sich um Finanzvermögen, 
an dessen Wert auch die jungen Länder beteiligt sind und das der Bund als 
Treuhänder gemäß Artikel 22 Einigungsv ertrag verwaltet und verwertet. 
Da der VdK bis heute weder die gesetzlich geschuldeten noch die vertrag- 
lich vereinbarten Leistungen erbracht hat und zum Jahresende 1996 die 
Verjährung der Ansprüche drohte, war der Bund auch aufgrund seiner 
Treuhänderstellung zur gerichtlichen Geltendmachung gezwungen. Für 
die Berechnung der Flöhe der Ansprüche in diesen Verfahren mußte der 
jeweils ortsübliche Gewerbemietzins zugrunde gelegt werden, da der 
VdK ausdrücklich erklärt hatte, er fühle sich an die Vereinbarung von 
1991, die deutliche niedrigere Entgelte vorsieht, nicht gebunden. 

Darüber, ob und in welchem Umfang der VdK im Rahmen der Vermietung 
von Objekten im Einzelfall den jeweils ortsüblichen Mietzins tatsächlich 
nicht erwirtschaftet, liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 
Der VdK hat über seine Einnahmen aus der Vermietung und Verpachtung 
der nicht in seinem Eigentum stehenden Liegenschaften bislang jede 
detaillierte Auskunft abgelehnt. 

Um den für das Unternehmen drohenden Risiken zu begegnen, haben 
sowohl das BMF als auch das Bundesministerium für Wirtschaft auf Lei- 
tungsebene dem Vorstand des VdK dringend die Fortführung der Ver- 
handlungen zur Regelung der noch offenen Fragen zum Nutzungsentgelt 
nahegelegt. Diese Anregungen hat der VdK bisher nicht aufgenommen, 
obwohl ihm bereits seit Dezember 1996 ein weiterer detaillierter Lösungs- 
vorschlag des BMF vorliegt. Die Umsetzung des darin enthaltenen Ver- 
wertung skonzepts (Veräußerung der Liegenschaften an den VdK bzw. 
einvernehmlich an Dritte) könnte zu einer wesentlichen Reduzierung der 
Unternehmensbelastungen beitragen. 


25. Abgeordnete 

Heidemarie 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


ln welcher Flöhe und in welchen Jahren ab 1982 
sind Haushaltsmittel der EU aus den Struktur- 
fonds zurückgeflossen, weil sie nicht bestim- 
mungsgemäß ausgegeben werden konnten? 


26. Abgeordnete 

Heidemarie 

Wieczorek-Zeul 

(SPD) 


Welche Rückflüsse (Ausgabenreste) aus dem EU- 
Agrarhaushalt hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land ab 1982 jeweils erhalten, weil die Ist- Aus- 
gaben hinter dem veranschlagten Ansatz zurück- 
geblieben sind? 


27. Abgeordnete 

Heidemarie 
Wieczorek-Zeul 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 8. April 1997 


Welche Rückflüsse hat die Bundesrepublik 
Deutschland aus dem EU-Haushalt jeweils in den 
Jahren 1982 bis 1996 erhalten? 


Zu den Fragen 25 und 26 ergeben sich die Daten aus der nachstehenden 
Aufstellung. Erläuternd sei darauf hingewiesen, daß nicht verwendete 
Mittel nicht unmittelbar an die Mitgliedstaaten zurückfließen. Die in 
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einem Haushaltsjahr nicht verwendeten Haushaltsmittel werden vielmehr 
in der jeweiligen Abschlußrechnung bei der Berechnung des Haushalts- 
überschusses bzw. -defizits berücksichtigt. Der Überschuß bzw. das Defi- 
zit eines Jahres wird im Haushalt des Folgejahres veranschlagt und min- 
dert bzw. erhöht die Eigenmittelabführungen der Mitgliedstaaten. 

Daten für 1996 liegen noch nicht vor, weil die EU-Haushaltsrechnung 1996 
noch nicht erstellt worden ist. 


-in Mio. DM- 



Ausgabereste 
Strukturfonds 
- deutscher Anteil - 

Ausgabereste 
Agrarhaushalt 
- deutscher Anteil - 

Summe 

1982 

28,2 

597,9 

626,1 

1983 

154,8 

23,5 

178,3 

1984 

119,4 

18,4 

137,8 

1985 

12,3 

71,9 

84,2 

1986 

8,9 

8,8 

17,7 

1987 

16,8 

8,0 

24,8 

1988 

198,1 

623,9 

822,0 

1989 

202,0 

1 125,8 

1 327,8 

1990 

167,2 

372,8 

540,0 

1991 

184,4 

796,4 

980,8 

1992 

117,1 

952,3 

1 069,3 

1993 

80,3 

723,8 

804,1 

1994 

3 001,0 

1 666,9 

4 667,9 

1995 

2 560,2 

1 369,8 

3 930,0 


Zu der Frage 27 ergeben sich die Daten aus nachstehender Aufstellung, 
die in der Abgrenzung gemäß Systematik Bundeshaushalt erstellt wurde. 

In der Summe der Rückflüsse sind nur die Zahlungen enthalten, die von 
der EU-Kommission über das BMF erfolgen und hier erfaßt werden (insbe- 
sondere Agrarmarktausgaben, die Strukturfonds, Erstattungspauschale 
für die Abführung der Eigenmittel) . 

Zusätzlich erfolgen aus dem EU-Haushalt Direktzahlungen nach Deutsch- 
land (Zahlungen an Direktempfänger). 1994, 1995 und 1996 beliefen sich 
diese Direktzahlungen auf jeweils rd. 1 Mrd. DM (insbesondere Bereiche 
Forschung, Energie, Industrie, Verwaltungsausgaben). Für 1993 und Vor- 
jahre können zu den Direktzahlungen keine Angaben gemacht werden. 


-in Mio. DM- - in Mio. DM - 


1982 

6 062 

1990 

10 394 

1983 

8 696 

1991 

13 424 

1984 

9 180 

1992 

13 260 

1985 

9 452 

1993 

14 186 

1986 

10 643 

1994 

14 177 

1987 

8 999 

1995 

. 14 904 

1988 

11 665 

1996 

17 828 

1989 

10 443 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


28. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich bei der Euro- 
päischen Kommission und dem EU-Ministerrat 
dafür einzusetzen, daß die EU-Dienstleistungs- 
richtlinie für die Ausschreibung und Vergabe von 
Architektur- und Ingenieurleistungen geändert 
wird, mit dem Ziel, daß die bisherigen Schwellen- 
werte für die EU-weite Auslobung mindestens 
verdoppelt werden, unterhalb der Schwellen- 
werte auch regional begrenzte offene Wett- 
bewerbe möglich werden, und auch kooperative 
Verfahren mit öffentlichen Preisgerichtssitzun- 
gen und nicht anonymen Teilnehmern ermöglicht 
werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Lorenz Schomerus 
vom 11. April 1997 


Die Bundesregierung hält eine Forderung nach einer Erhöhung der 
Schwellenwerte für die Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistun- 
gen im Rahmen der sog. EU-Dienstleistungsrichtlinie gegenwärtig für 
nicht durchsetzbar. 

In dem seit dem 1. Januar 1996 geltenden Abkommen über das öffenthche 
Beschaffungswesen im Rahmen der Welthandelsorganisation WTO 
(Government Procurement Agreement GPA) haben zentralstaatliche Stel- 
len bereits ab einem Auftragswert von 130000 Sonderziehungsrechten 
(SZR) WTO-weit bestimmte Regeln bei der Vergabe von Architekten- und 
Ingenieurleistungen zu beachten. Diese Regelungen werden gegenwärtig 
in die EU-Dienstleistungsrichtlinie integriert. Eine Änderung des Schwel- 
lenwertes müßte daher nicht nur EU-weit, sondern im Rahmen der WTO 
erfolgen. 

Wettbewerbe, die regional begrenzt werden, widersprechen generell dem 
EU- Vertrag (Artikel 6), da sie Dienstleister aus anderen EU-Mitgliedstaa- 
ten aus Gründen der Staatsangehörigkeit ausschließen. Dies gilt generell 
und damit auch unterhalb des Schwellenwertes der EU-Dienstleistungs- 
richtlinie. 

Artikel 13 der EU-Dienstleistungsrichtlinie überläßt die konkrete Ausge- 
staltung eines Wettbewerbs dem Auslober. Es müssen lediglich bestimmte 
nichtdiskriminierende Bedingungen erfüllt werden. 

Dies sind insbesondere: Keine territoriale Beschränkung, Zulassung 
natürlicher wie juristischer Personen, eindeutige und nichtdiskriminie- 
rende vorher bekanntzugebende Auswahlkriterien, Unabhängigkeit und 
eine bestimmte berufliche Qualifikation des Preisgerichtes sowie Anony- 
mität der Wettbewerbsarbeiten. Außerdem muß die Bekanntmachung 
über die Durchführung eines Wettbewerbs im Amtsblatt der EU erfolgen. 

Kooperative Wettbewerbsverfahren sind, wenn sie diesen Anforderungen 
entsprechen, zulässig. 
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29. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Bau einer 
Erdgaspipeline von der v/estsibirischen Jamal- 
Halbinsel nach Deutschland bezüglich der mög- 
lichen ökologischen und sozialen Folgen, vor 
allem vor dem Hintergrund des im Jahre 1989 auf 
Erlaß des russischen Präsidenten Michail Gor- 
batschow begonnenen Untersuchungsberichtes 
über Folgen bei der Erschließung des Jamal-Gas- 
vorkommens? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 17. April 1997 


Das Gasunternehmen der Russischen Föderation, Gazprom, hat die 
Erschheßung der Erdgasvorkommen auf der Jamal-Halbinsel auf unbe- 
stimmte Zeit verschoben. Das neue „Jamal-Projekt" sieht in der ersten 
Phase den Bau einer Gasleitung in einer neuen Exporttrasse von dem 
nördlich von Moskau gelegenen Leitungsknotenpunkt Torzok über Weiß- 
rußland und Polen nach Frankfurt/Oder vor. Gazprom beabsichtigt, die zu 
exportierenden Gasmengen aus den bereits entwickelten und noch zu 
entwickelnden Lagerstätten des Pur-Taz-Nady-Gebietes zu nehmen. 

Die Leitung wird von Gazprom in eigener Regie gebaut. Eine Beteiligung 
von westlichen Gesellschaften, die Erdgas aus diesem Projekt kaufen wer- 
den, erfolgt nicht und ist von Gazprom auch in späteren Phasen des Projek- 
tes nicht vorgesehen. Damit ist eine Einflußnahme westlicher Gesellschaf- 
ten auf die Durchführung dieses Projektes nicht möglich. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese Leitung nach den neue- 
sten technischen Standards gebaut wird. Somit dürfte die Sicherheit der 
Leitung gewährleistet sein und die Emissionen der Kompressorstationen 
niedriger sein. 

Diese Leitung hat für die Sicherheit der deutschen Gasversorgung eine 
erhebliche Bedeutung, da sie einen zweiten Versorgungsweg für Erdgas 
aus der Russischen Föderation nach Deutschland schafft, das Importgas 
muß dann nicht mehr ausschließlich durch die Ukraine transportiert 
werden. 

Ob der im Jahre 1989 auf Erlaß des damaligen russischen Präsidenten 
Michail Gorbatschow begonnene Untersuchungsbericht über die Folgen 
der Erschließung des Jamal- Gasvorkommens zwischenzeitlich abge- 
schlossen wurde, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


30. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Wie ist bei dem durch Hermesbürgschaften abge- 
sicherten Darlehen von 1,5 Mrd. US-Dollar zum 
Bau der Erdgaspipeline von der Jamal- Halbinsel 
nach Deutschland sichergestellt, daß Umwelt- 
schutzstandards und Menschenrechte nicht 
mißachtet werden, und welche Sanktionsmög- 
lichkeiten hat die Bundesregierung, wenn die 
beteiligten deutschen Firmen diese Grundsätze 
mißachten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 17. April 1997 


Bisher liegt der Bundesregierung lediglich ein Antrag auf Gewährung 
einer Hermes-Bürgschaft zur Prüfung vor. Die Höhe des Auftragswertes 
für die Lieferung von Röhren beträgt 1,5 Mrd. DM, Gegenstand des 
Hermes- Antrages sind Röhrenlieferungen für das Teilstück Frankfurt/ 
Oder — Torzok (1 659 km). 

Deutsche Unternehmen haben keine Einflußmöglichkeiten auf die Ein- 
haltung von Umweltschutzstandards und Menschenrechte in der Russi- 
schen Föderation, da die Röhrenlieferungen frei Grenze erfolgen sollen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


31. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Zu welchen Preisen wurden zwischen den Jahren 
1990 bis 1996 in den USA Waffensysteme 
beschafft, und wie hoch war die Kompensation 
dafür durch die Beschaffung in Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 9. April 1997 


Der Gesamtwert der in den Jahren 1990 bis 1995 in den USA beschafften 
Rüstungsgüter und der Wert der Beschaffungen der USA in Deutschland 
sind in der beigefügten Übersicht * ^ dargestellt. Die Angaben für 1996 sind 
verfahrensbedingt nicht vor September/Oktober 1997 verfügbar. 

Die Differenz zwischen den dargestellten Käufen in den USA bzw. in 
Deutschland ergibt sich zum Teil aus der Tatsache, daß Statistiken über 
spezielle Kompensationsleistungen weder im Bundesministerium der 
Verteidigung noch im Bundesministerium für Wirtschaft geführt werden. 
Zudem werden Kompensationsleistungen häufig direkt zwischen Unter- 
nehmen, d. h. ohne Einschaltung bzw. Information der Regierungen, ver- 
einbart. Sie entziehen sich damit der statistischen Erfassung. 


32. Abgeordnete 

Editha 

Limbach 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung hin- 
sichtlich der Petition zum Verbleib des katho- 
lischen Militärbischofsamtes am ersten Dienstsitz 
des Bundesministers der Verteidigung in Bonn 
unternommen? 


• ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 11. April 1997 


Der Deutsche Bundestag hat in der Sitzung am 20. Februar 1997 beschlos- 
sen, die Petition von Angehörigen des Katholischen Militärbischofsamtes 
gegen die Verlegung dieses Amtes von Bonn nach Berlin der Bundes- 
regierung zur Erwägung zu überweisen. Der Bundesminister der Verteidi- 
gung wird dem Deutschen Bundestag innerhalb der vorgesehenen Frist 
Auskunft über die Ausführung des Beschlusses geben. 


33. Abgeordnete 

Editha 

Limbach 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung mit dem für die katho- 
lische Militärseelsorge zuständigen Bischof Dyba 
Gespräche geführt, und wenn ja, mit welchem 
Ergebnis? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 11. April 1997 


In einem Schriftwechsel hat der damalige Bundesminister der Verteidi- 
gung, Dr. Gerhard Stoltenberg, mit Schreiben vom 19. August 1991 dem 
Katholischen Militärbischof, Erzbischof Dr. Dr. Dyba, auf der Grundlage 
der staatskirchenrechtlichen Vereinbarungen und als Folge des Beschlus- 
ses des Deutschen Bundestages über den Umzug nach Berlin die erforder- 
liche Unterstützung der Bundesregierung bei einer entsprechenden Ver- 
legung der Kurie des Katholischen Militärbischofs (zu der auch das Katho- 
lische Militärbischofsamt gehört) zugesagt. 

Infolgedessen hat der Leiter des Katholischen Militärbischofsamtes, Mili- 
tärgeneralvikar Nabbefeld, im Auftrag von Erzbischof Dr. Dr. Dyba das 
Bundeskanzleramt und das Bundesministerium der Verteidigung schrift- 
lich und im Rahmen von Gesprächen darüber unterrichtet, daß der Katho- 
lische Militärbischof seine Kurie in der Bundeshauptstadt Berlin errichten 
wird, sobald für die Bundesregierung die in § 3 des Berlin/Bonn-Gesetzes 
getroffene Sitzentscheidung vollzogen ist. In diesen Gesprächen machte 
die Bundesregierung deutlich, daß sie sich jeglicher Einflußnahme auf 
diese innerkirchliche Entscheidung enthält. 


34. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


In welchem personellen, finanziellen und Auf- 
gabenumfang und mit welcher möglichen Aus- 
dehnung dieses Engagements sind Angehörige 
der deutschen Streitkräfte am WEU-Aufklä- 
rungsprojekt Torrejon (Spanien) beteiligt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 9. April 1997 


Die Bundeswehr ist derzeit mit zwei Soldaten im Satellitenzentrum der 
WEU in Torrejon/Spanien vertreten, einem Unteroffizier in der Funktion 
eines Bildauswerters („Imagery Analyst") und einem Fachdienstoffizier in 
der Funktion eines „Operations Managers/Senior Instructor Imagery Ana- 
lysis" . Beide Soldaten sind für ihre Tätigkeiten vom Dienst in der Bundes- 
wehr beurlaubt und stehen unter Verträgen mit der WEU. 
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Das Budget des Satellitenzentrums wird aus dem Gesamthaushalt der 
WEU bereitgestellt. Gemäß dem Verteilungsschlüssel ist die Bundesrepu- 
blik Deutschland mit einem Anteil von ca. 17 Prozent am Budget der WEU 
beteiligt. Der deutsche Beitrag wird aus dem Haushalt des Auswärtigen 
Amts bezahlt. 

Einer Erhöhung des Personalanteils aus den deutschen Streitkräften sind 
durch die Bestrebungen des Satellitenzentrums nach einer zahlenmäßig 
und ebenenbezogen möglichst paritätischen Besetzung der Dienstposten 
durch alle Mitgliedstaaten Grenzen gesetzt. Derzeit wird die deutsche 
Vertretung im Satellitenzentrum insgesamt als angemessen bewertet. 


35. Abgeordneter 

Klaus Dieter 

Reichardt 

(Mannheim) 

(CDU/CSU) 


Ist eine Ausweitung dieser Zusammenarbeit 
seitens der WEU gewünscht bzw. seitens der 
Bundesrepublik Deutschland vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 9. April 1997 


Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt die derzeitigen Überlegun- 
gen der WEU hinsichtlich einer stärkeren Einbindung des Satellitenzen- 
trums in die Arbeit der WEU als Organisation. Ziel ist es dabei, den Anteil 
der Aufträge des WEU-Rates an das Satellitenzentrum zu erhöhen und die 
derzeit überwiegenden, nationalen Aufträge der Mitgliedstaaten entspre- 
chend der verbleibenden Kapazitäten zu bearbeiten. 

Forderungen bzw. Wünsche der WEU bezüglich einer Ausweitung des 
deutschen personellen Engagements liegen derzeit nicht vor und sind vor 
dem Hintergrund der vollständigen Besetzung aller Dienstposten auch 
nicht zu erwarten. Unabhängig davon beteiligt sich Deutschland an den 
Ausschreibungsverfahren zur Wiederbesetzung freiwerdender Dienst- 
posten. 

Darüber hinaus ist beabsichtigt, die Zusammenarbeit mit dem Satelliten- 
zentrum bei der Weiterbildung von bereits national ausgebildeten deut- 
schen Luftbiidauswertern im Sinne des „on-the-job-trainings" zu verstär- 
ken. Das Zentrum befürwortet diese Intensivierung im Rahmen der ihm 
zur Verfügung stehenden Kapazitäten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


36. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Mengen der bisher in Deutschland ange- 
failenen abgebrannten Brennelemente lagern in 
kraftwerksinternen Lagern, und welche Mengen 
wurden bisher zur Zwischenlagerung oder Wie- 
deraufarbeitung transportiert (bitte nach Mög- 
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iichkeit Angaben in Tonnen Schwermetali und 
Anzahl der Brennelemente, Auflistung für jedes 
Atomkraftwerk im einzelnen und nach Bestim- 
mungsort)? 


37. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie groß sind in jedem einzelnen Atomkraftwerk 
die genehmigten Zwischenlagerkapazitäten, und 
wie viele Freikapazitäten stehen zur Zeit real im 
jeweiligen internen Lager noch zur Verfügung? 


38. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele der zur Wiederaufarbeitung angeliefer- 
ten abgebrannten Brennelemente sind bereits 
wiederaufgearbeitet, und wie viele werden noch 
zwischengelagert (bitte nach Möglichkeit Auf- 
listung für jedes Atomkraftwerk und nach Wie- 
deraufarbeitungsanlagen) ? 


39. Abgeordnete 

Simone 

Probst 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele deutsche Atomkraftwerke besitzen eine 
Genehmigung zum Einsatz von Mischoxidbrenn- 
elementen (MOX), und welche Atomkraftwerke 
setzen MOX-Brennelemente zur Zeit ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 8. April 1997 


Vorbemerkung 


Ich verweise auf die Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 40 bis 42 
in Drucksache 13/5356, in der gleichlautende Fragen bis zum Zeitpunkt 
31. Dezember 1995 beantwortet wurden. Eine vergleichbare, aufgeschlüs- 
selte Beantwortung über den 31. Dezember 1995 hinaus ist zur Zeit noch 
nicht möglich, da die entsprechende Statistik für 1996 nicht vor Ende Mai 
dieses Jahres verfügbar sein wird. 

Da die für diese Statistik notwendigen Daten noch nicht verfügbar sind 
- diese werden von den Behörden aus dem nachgeordneten Bereich und 
der Länder zur Verfügung gestellt - werden die Fragen aufgrund der zur 
Zeit vorliegenden Daten beantwortet: 


Zu Frage 36: 


Bisher wurden 39 t SM (Schwermetall) in das Lager Gorleben transpor- 
tiert, davon rd. 5 t SM aus Philippsburg, 3 t SM aus Gundremmingen und 
31t SM aus Neckarwestheim. 

Im Jahre 1996 wurden zur Wiederaufarbeitung etwa 350 t SM transpor- 
tiert, davon etwa 250 t SM nach Frankreich und etwa 100 t SM nach Groß- 
britannien. Die genauen Zahlen ergeben sich aus den noch ausstehenden 
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Angaben der Aufsichtsbehörden der Länder, ebenso ist eine Aufschlüsse- 
lung nach Kernkraftwerken erst nach Vorlage der Zahlen durch die Auf- 
sichtsbehörden möglich. 


Zu Frage 37: 

Die Frage kann ebenfalls erst nach Angabe der Daten durch die Landes- 
behörden beantwortet werden. 


Zu Frage 38: 

Von den zur Wiederaufarbeitung gelieferten abgebrannten Brennelemen- 
ten (Stand 12/96) sind nach Angaben der für die Durchführung der 
Wiederaufarbeitungsverträge zuständigen Gesellschaft für Nuklear- 
service (GNS) in Frankreich 3042 t SM und in Großbritannien 48 t SM 
wiederaufgearbeitet worden; 1056 t SM stehen noch in Frankreich und 
433 t SM in Großbritannien zur Wiederaufarbeitung an. Über eine Zuord- 
nung dieser Mengen zu einzelnen Kernkraftwerken liegen der Bundes- 
regierung keine Informationen vor. 


Zu Frage 39: 

Es besitzen zwölf Blöcke (Obrigheim, Neckarwestheim 1, Unterweser, 
Grohnde, Grafenrheinfeld, Philippsburg 2, Brokdorf, Isar 2, Neckarwest- 
heim 2, Emsland, Gundremmingen B und C) eine Genehmigung zum Ein- 
satz von MOX-Brennelementen. Von diesen setzen alle bis auf drei (Isar 2, 
Neckarwestheim 2, Emsland) diese MOX-Brennelemente auch ein. 


Bonn, den 18. April 1997 
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Berichtigungen 


1. In Drucksache 13/6910 ist in der Antwort zu Frage 3 in Abs. 3 Zeile 5 fol- 
gende Änderung vorzunehmen: 

Streiche : „ Das Bundesministerium der Finanzen " 

Setze: „Das Bundesamt der Finanzen" 

2. In Drucksache 13/7014, S. 19, Frage 36, ist die Fraktionszugehörigkeit 
des Abgeordneten Arne Börnsen (Ritterhude) falsch wiedergegeben 
worden. 

Statt CDU/CSU muß es richtig heißen: SPD. 

3. Durch eine zeitlich stark voneinander abweichende Beantwortung von 
Fragen des Abgeordneten Steffen Tippach ist der Zusammenhang ein- 
zelner Fragen nicht mehr erkennbar bzw. es ist sogar ein scheinbarer 
Zusammenhang zwischen Fragen entstanden, die nichts miteinander 
zu tun haben. Es handelt sich hierbei um die Fragen 23, 24 und 60 in 
Drucksache 13/6932 und Frage 50 in Drucksache 13/6910. 

Zur Klarstellung des Sachzusammenhangs erfolgt daher nachstehen- 
der Hinweis: 

Frage 60 mit der dazugehörigen Antwort in Drucksache 13/6932 
bezieht sich auf Frage 23 nebst Antwort in Drucksache 13/6932. 

Frage 24 mit der dazugehörigen Antwort in Drucksache 13/6932 
bezieht sich auf Frage 50 nebst Antwort in Drucksache 13/6910. 
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